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Wege zur Aufgabenentflechtung im Bundesstaat

Auf einer Veranstaltung der Stif-
tungsallianz „Bürgernaher Bun-
desstaat“ am 19. Mai im Haus der
Geschichte in Bonn verglich der
frühere Präsident des Bundesver-
fassungsgerichts Prof. Dr. Ernst
Benda die Föderalismusreform
mit einer unlösbar scheinenden
Denkaufgabe. Er wertete es aber
als ein Zeichen der Hoffnung, daß
dieses Reformanliegen nun über
den engen Kreis der Verantwort-
lichen hinaus diskutiert werde. 

Genau dieses zu ermöglichen, ist
Anliegen der Stiftungsallianz „Bür-
gernaher Bundesstaat“, wie Dr.
Gerhard Schick, Stiftung Marktwirt-
schaft, in seiner Begrüßung er-
läuterte. Denn nur, wenn der Bürger
eine zentrale Rolle in der Diskus-
sion bekomme, könne auch im
Ergebnis die zu beobachtende Ent-
fremdung zwischen Bürger und
Politik überwunden werden.

Bei der Podiumsdiskussion, die
der Chefredakteur des Bonner

General-Anzeigers, Joachim
Westhoff, moderierte, wurde die
pessimistische Einschätzung von
Ernst Benda nicht durchgehend
geteilt. Die Teilnehmer — Prof. Dr.
Uwe Berlit, Thomas Fischer,
Christian Lindner MdL, Volker
Ratzmann MdA und Christa Tho-

ben — stellten jedoch die Schwie-
rigkeiten heraus, denen eine Ent-
flechtung im Detail gegenüber-
steht. Deutlich wurde, daß der zu
eng gefaßte Handlungsauftrag an
die Bundesstaatskommission
eine umfassende Lösung er-
schwert.
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Zweite Veranstaltung der Stiftungsallianz: Zahlreiche Teilnehmer kamen
ins Bonner Haus der Geschichte, um über „Wege zur Aufgabenentflech-
tung im Bundesstaat“ zu diskutieren.
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desstaat’ an und versucht, den
Bürger in den Mittelpunkt der Re-
formdebatte zu stellen“, so
Schick. Denn das Ziel, den Bun-
desstaat für die Bürger wieder
verständlicher zu machen und zu
politischem Handeln anzuregen,
werde nur erreicht, wenn der
Bürger auch in der Reformdiskus-
sion und ihren Zielformulierungen
wahrnehmbar sei. Dies wolle die
Allianz mit ihren öffentlichen Ver-
anstaltungen erreichen.

Änderungen sind
schwer zu erreichen
Prof. Dr. Ernst Benda verglich die
heutige Situation mit einer Prog-
nose zur Entwicklung des deut-
schen Föderalismus, die er vor
fünf Jahren gemacht hatte. Da-
mals hatte er auf die Frage „Wel-
che Föderalismus-Reformen sind
möglich?“ geantwortet: „Keine
oder fast keine!“. Das habe für die
vergangenen Jahre auch ge-
stimmt. Nun sei aber eine von ihm
schon damals genannte Bedin-
gung für ein Aufleben der Diskus-
sion erfüllt: Deutschland spüre
jetzt, daß es die in Europa durch
die Währungsunion freigesetzten
Gestaltungskräfte nicht wirksam
beeinflussen könne. Grund sei Art.
23 Grundgesetz, der die Mitwir-
kung der Länder an der Europapo-

litik regelt. Entsprechend kritisch
bewertete Benda, daß die Lan-
desregierungen nicht bereit seien,
den Empfehlungen der Sachver-
ständigen in der Bundesstaats-
kommission zur Reform des Art.
23 Grundgesetz zu folgen.

Der Frage der Aufgabenentflech-
tung stellte Benda die Überle-
gung voran, welche Aufgaben der
Staat überhaupt selbst erfüllen
müsse: „Der Katalog überkom-
mener Staatsaufgaben muß lau-
fend überprüft und fortentwickelt
werden.“ Zu Recht werde gefor-
dert, daß sich der Staat aus eini-
gen Bereichen zurückziehe.

Bei denjenigen Aufgaben, die der
Staat auch künftig übernehmen
solle, sei die Aufgabenverteilung
an der Leitidee „Innovation durch
Wettbewerb“ zu orientieren. „Die
zentralistische Lösung verzichtet
auf den Reichtum der Erfahrun-
gen, die in den unterschiedlichen
Regionen der Republik gemacht
werden.“ Derzeit werde zwar über
den Bundesrat Wissen aus den
Ländern in die Bundesgesetzge-
bung eingebracht. So kontrolliere
praktisch die Ministerialbürokratie
der Länder ihre Kollegen auf Bun-
desebene. Diese Aufgabe komme
jedoch eigentlich den gewählten
Volksvertretern im Parlament zu. 

Für zwei Bereiche skizzierte Ben-
da konkret die Richtung der not-
wendigen Veränderung: Für die
innere Sicherheit müsse die Zu-
sammenarbeit zwischen Bund
und Ländern intensiviert werden.
Für ein verbessertes Zusammen-
wirken der Sicherheitskräfte sei
eine Zentralisierung bei einer
Bundespolizeibehörde allerdings
nicht erforderlich.

Im Bereich der Kultur solle der
Bund nur dann eingreifen, wenn
die Länder, wie im Fall Berlin, zur
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Den Bürger in den 
Mittelpunkt stellen
Dr. Gerhard Schick, Föderalis-
mus-Experte der Stiftung Markt-
wirtschaft, knüpfte in seiner Ein-
führung an die immer häufiger zu
hörenden Appelle an das Verant-
wortungsbewußtsein der Politiker
an. Mit der Bundesstaatskommis-
sion gelte es, die Regeln für politi-
sches Handeln in Deutschland so
zu verbessern, daß die Politiker zu
mehr über den Tag hinausweisen-
dem Handeln ermutigt werden
und entsprechend verantwor-
tungsbewußte Politiker größere
Durchsetzungschancen erhalten. 

Schick verglich den Wettstreit um
Machtpositionen im Bundesstaat
mit dem Wettbewerb der Unterneh-
men um Marktanteile. Der ent-
scheidende Unterschied liege da-
rin, daß der Konsument durch seine
Wahlentscheidung als Schiedsrich-
ter im unternehmerischen Wettbe-
werb fungiere. Diese Schiedsrich-
ter-Funktion könne der Bürger im
Bundesstaat nicht einnehmen. Da-
rin liege auch der entscheidende
Schwachpunkt der gegenwärtigen
Debatte über die Reform der bun-
desstaatlichen Ordnung.

„An diesem Punkt setzt die Stif-
tungsallianz ,Bürgernaher Bun-

Sind Reformen möglich? Prof. Dr. Ernst Benda, Präsident des Bundesverfas-
sungsgerichts a.D., und Dr. Gerhard Schick, Stiftung Marktwirtschaft.
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Frage: „Ist die Hoffnung berech-
tigt, daß bis Jahresende wesentli-
che Reformschritte erreicht wer-
den?“ Auf diese Frage fanden die
Diskussionsteilnehmer unter-
schiedliche Antworten:

Der Fraktionsvorsitzende von
Bündnis 90/Die Grünen im Berliner
Abgeordnetenhaus, Volker Ratz-
mann, bezeichnete das Papier der
Ministerpräsidentenkonferenz als
wichtigen Impuls für die Debatte in
der Kommission, der eine kon-
struktive Lösung wahrscheinlicher
mache. Diese müsse das derzeiti-
ge Demokratiedefizit überwinden
und die Handlungsfähigkeit der
Politik in Bund und Ländern wie-
derherstellen.

Thomas Fischer, Bertelsmann Stif-
tung, wies hingegen auf Schwä-
chen dieses Papiers und der bis-
herigen Reformdebatte hin. Pro-

blematisch sei insbesondere die
„Europa-Blindheit“ der Diskus-
sion. Manche Gesetzgebungs-
kompetenzen würden den Län-
dern gar keine zusätzlichen Hand-
lungsspielräume erbringen, weil
die Materien mittlerweile stark eu-
roparechtlich geregelt seien. Des-
halb sollten sich die Länder auf
Standort-relevante Bereiche, in
denen Europa noch relativ wenig
Einfluß habe, konzentrieren, bei-
spielsweise die Bildungspolitik.

Förderung zentraler kultureller Ein-
richtungen nicht mehr in der  Lage
seien. Wichtig sei, daß einzelne
Bundesländer aus dem „Korsett“
der inzwischen sehr mächtigen
Kultusministerkonferenz ausschie-

den, in deren Rahmen die Länder
sich auf eine weitgehend bundes-
einheitliche Bildungspolitik ver-
ständigen. Denn das Verlangen der
Länder nach erweiterten Zustän-
digkeiten sei solange nicht glaub-
würdig, als die Länder selbst durch
Einrichtungen wie die Kultusmini-
sterkonferenz die Notwendigkeit
bundeseinheitlicher Regelungen
demonstrierten.

Sind Reformen
überhaupt möglich?
Joachim Westhoff, Chefredakteur
des Bonner General-Anzeigers,
stellte an den Anfang der nachfol-
genden Podiumsdiskussion die

Kommunale Ebene stärken: Christa
Thoben, Senatorin a.D. (CDU).

Wies auf Pfadabhängigkeit hin: Chri-
stian Lindner, Mitglied des nordrhein-
westfälischen Landtags (FDP).

Moderator: Joachim Westhoff, Chefre-
dakteur des Bonner General-Anzeigers.
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Die CDU-Politikerin Christa Thoben
teilte die Einschätzung der Stif-
tungsallianz, daß der Bürger bisher
in der Reformdiskussion zu wenig
vorkomme. Das werde auch daran
deutlich, daß die kommunale Ebe-
ne, auf der die Bürger am stärksten
staatliches Handeln wahrnehmen
und sich selbst engagieren, zu
wenig berücksichtigt werde. 

Der nordrhein-westfälische Land-
tagsabgeordnete Christian Lind-
ner (FDP) wies auf die „Pfad-
abhängigkeit“ föderaler Struktu-
ren hin: Sie ließen sich nur sy-
stemimmanent weiterentwickeln.
Eine wesentliche Veränderung der
bundesstaatlichen Ordnung, wie
sie 1871 oder 1919 erfolgte, sei
derzeit nicht zu erwarten. 

Prof. Dr. Uwe Berlit forderte den
Bund auf, die bisher abwartende
Haltung aller Beteiligten durch
konkrete Angebote der Dezentra-
lisierung zu durchbrechen. Gleich-
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Demokratiedefizit überwinden: Vol-
ker Ratzmann, MdA Berlin (Bündnis
90/Die Grünen) plädierte für die Stär-
kung der Landtage. 

Kritisierte „Europa-Blindheit“: Tho-
mas Fischer, Bertelsmann Stiftung.



zeitig wies er darauf hin, daß in
einigen Bereichen, so in der Ar-
beitsmarktpolitik beim sogenann-
ten Hartz-IV-Gesetz, zur Zeit eher
eine weitere Verflechtung als die
erforderliche Entflechtung zu
beobachten sei.

Intensiv beleuchtet wurde zudem
der Begriff der „Gleichwertigkeit
der Lebensverhältnisse“. Christa
Thoben sah eine zentrale Aufgabe
der Föderalismusreform darin, die-
sen Verfassungsgrundsatz „aufzu-
bohren“. Berlit wies allerdings dar-
auf hin, daß bereits die jetzige
Formulierung Experimentiermög-
lichkeiten beinhalte. Außerdem
verhindere die Verfassungsnorm
offensichtlich auch nicht die heu-
te schon deutlich sichtbaren Un-
terschiede zwischen den Bun-
desländern. Von einer stark nivel-
lierenden Norm könne nicht ge-
sprochen werden. Berlit wies in

diesem Zusammenhang auch die
Kritik an den zu hohen Aus-
gleichssätzen im Länderfinanz-
ausgleich zurück: Der effektive
Ausgleich sei wesentlich geringer.
Thomas Fischer ergänzte für die
Europapolitik der Länder: Nur die
großen und finanzstarken Bun-

desländer seien in der Lage, in
Brüssel wirksame Lobbyarbeit zu
leisten. Hier würden die Unter-
schiede zwischen den Bundes-
ländern deutlich sichtbar. 

Für Christian Lindner besteht in der
Frage des innerföderalen Aus-
gleichs der zentrale Konflikt in der
Föderalismusdebatte: Liberale
setzten auf Wohlstand durch Wett-
bewerb, andere auf Wohlstand
durch Umverteilung. Volker Ratz-
mann wies jedoch darauf hin, daß
ein Länderwettbewerb ohne regio-
nalen Ausgleich im Extremfall zu
Einschränkungen bei grundlegen-
den sozialen Leistungen führen

könne und dann gegen das Sozial-
staatsgebot verstoße.

Bei der Frage, was denn die ab-
strakte Frage der „Gleichwertigkeit
der Lebensverhältnisse“ bedeute,
wurden die Schwierigkeiten der
Aufgabenentflechtung im einzel-
nen deutlich. So bestand unter
den Experten keine Einigkeit über
die Dezentralisierung der Gesetz-
gebungskompetenz für Sozialhilfe
oder für die Beamtenbesoldung. 

Weder Scheitern 
noch großer Wurf
Gerhard Schick griff in seinem
Schlußwort die Frage auf, wie aus-
sichtsreich eine grundlegende Re-
form sei. Der große Wurf, den sich
Optimisten erwartet hätten, werde
wohl nicht kommen. Doch ebenso
unwahrscheinlich sei auch ein voll-
ständiges Scheitern. Sein Fazit:
„Insbesondere bleiben Impulse
aus der Öffentlichkeit für die De-
batte von zentraler Bedeutung.“

Verantwortlich – handlungsfähig – bürgernah.4

Stiftungsallianz Bürgernaher Bundesstaat

Fordert Dezentralisierung: Prof. Dr.
Uwe Berlit, Universität Hannover.

Prof. Dr. Ernst Benda, Präsident des Bundes-
verfassungsgerichts a.D.

Prof. Dr. Uwe Berlit, Richter am Bundesver-
waltungsgericht und Universität Hannover

Thomas Fischer, Bertelsmann Stiftung

Christian Lindner MdL, Nordrhein-Westfalen
(FDP)

Volker Ratzmann, Fraktionsvorsitzender Bünd-
nis 90/Grüne im Berliner Abgeordnetenhaus

Dr. Gerhard Schick, Stiftung Marktwirtschaft

Christa Thoben, Senatorin a.D. (CDU)

Joachim Westhoff, Chefredakteur General-
Anzeiger (Moderation)
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